3
2

LANDKREISTAG SACHSEN-ANHALT 

-


[image: image1.png]



13. Oktober 2005

- Sperrfrist: 13.10.2005, 18.00 Uhr -

Pressemitteilung

Arbeitsmarktreform „Hartz IV“:

Gekürzte Bundesbeteiligung führt 

Landkreise in finanzielles Desaster 

Die von der Bundesregierung am 05. Oktober für 2005 und 2006 beschlossenen Nullrunden bei der Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft und Heizung (KdU) bedeuten allein in diesem Jahr Mehrbelastungen für die sachsen-anhaltinischen Landkreise in Höhe von 125,3 Mio. Euro. „Die Rückforderungsabsichten des Bundes sind für uns nicht nachvollziehbar. Die tatsächliche Entwicklung der KdU-Kosten lassen keinerlei Verhandlungsspielraum für eine Kürzung der Bundesbeteiligung“, zeigt sich Dr. Michael Ermrich, Präsident des Landkreistages Sachsen-Anhalt, in der diesjährigen Landkreisversammlung in Oschersleben sichtlich verärgert. 

Herrn Ministerpräsident Prof. Dr. Böhmer, der als Gast an der internen Landkreisversammlung teilnahm, gab Dr. Ermrich die Bitte mit auf den Weg, sich gemeinsam mit den anderen Bundesländern schützend vor die Landkreise zu stellen. „Selbst mit der ursprünglich versprochenen Bundesbeteiligung von 29,1 % erwarten wir für die 21 sachsen-anhaltinischen Landkreise ein Defizit von rd. 24,5 Mio. Euro und gemeinsam mit den drei kreisfreien Städten von fast 36,9 Mio. Euro“, ergänzt Dr. Ermrich und erinnert an die Geschäftsgrundlage für die Arbeitsmarktreform, die eine Entlastung der sachsen-anhaltinischen Kommunen in Höhe von 83 Mio. Euro vorsah.

 „Um dieses Ziel zu erreichen, müsste die Bundesbeteiligung auf über 48 % angehoben werden. Allein um das absehbare Defizit von 36,9 Mio. Euro auszugleichen, bedarf es einer Anhebung der Bundesbeteiligung von 29,1 % auf rd. 35 %“, erläutert Dr. Ermrich und weist zugleich auf handwerkliche Fehler bei der gesetzlichen Ausgestaltung der Arbeitsmarktreform hin.

„Schon frühzeitig gab es genügend Hinweise, dass die Reform erheblich höhere Belastungen als ursprünglich prognostiziert auslöst, u. a. durch Ausweitung des Personenkreises der Anspruchsberechtigten. Es ist nicht hinnehmbar, wenn der Bund jetzt die finanziellen Folgen der Reform auf die Landkreise verlagern will und die Kreishaushalte am Ende unter dieser Last kollabieren“, kritisiert Dr. Ermrich den in der letzten Woche beschlossenen Gesetzentwurf der Bundesregierung. 

Abschließend fordert Dr. Ermrich Bund und Länder auf, gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbänden die Auswirkungen der Arbeitsmarktreform „Hartz IV“ nüchtern und seriös zu untersuchen und nach Wegen zu suchen, die Lasten fair und gerecht unter Berücksichtigung der den Kommunen zugesagten finanziellen Entlastungen zu verteilen. 
Hinweis:

Die Arbeitsmarktreform „Hartz IV“ verpflichtet die 21 Landkreise in Sachsen-Anhalt, in diesem Jahr fast 431 Mio. Euro für die Kosten von Heizung und Unterkunft auszuzahlen. Der Bund hatte im vergangenen Jahr zugesagt, sich an diesen Kosten mit 29,1 % zu beteiligen, gleichzeitig seine Zusage aber unter den Vorbehalt einer Überprüfung (Revision) gestellt.
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